
 

 Vorlagen-Nummer: 2025/156 
  

Dienststelle: 73 FD Planung und Stadtentwicklung Bad Vilbel, 05.11.2025 
Sachbearbeiter / in: Herr Reitzmann  
Vorlage für: 
Magistrat 24.11.2025 
Ortsbeirat Dortelweil 03.12.2025 
Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 09.12.2025 
Stadtverordnetenversammlung 16.12.2025 

 
Betreff 
 

Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel 
Bebauungsplan "Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II" in Bad Vilbel, Gemarkung Dortelweil, nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB) 
hier: Beschlussfassung als Satzung gemäß § 10 BauGB 
  
Sachverhalt / Begründung 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 10 BauGB den im Vollverfahren aufgestellten 
Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ in der Fassung vom 21.08.2025, in Bad Vilbel, Gemarkung 
Dortelweil, bestehend aus textlichen Festsetzungen, Planzeichnung, Begründung und Umweltbericht, als Satzung. 
Ebenso werden die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 91 Hessische Bauordnung (HBO) in 
Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB als Satzung beschlossen.  

Dem Bebauungsplan werden die folgenden Fachgutachten beigefügt: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, 
Baugrunderkundung und geotechnische Beratung, Geophysikalische Projektion, Abschlussbericht zu den 
archäologischen Sondagen, Fachbeitrag Schutzgut Boden, Überarbeitete Machbarkeitsstudie zur Entwässerung, 
Verkehrsuntersuchung und Geräuschimmissionsprognose. 

 
 
Beschlussvorschlag 
 
 

Nachdem über die während den Verfahren nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Stellungnahmen 
die Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung erfolgte, kann der Bebauungsplan „Nördlich der 
Theodor-Heuss-Straße II“ als Satzung beschlossen werden. Gleichzeitig werden die bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen gemäß § 91 Hessischer Bauordnung (HBO) als Satzung beschlossen.  

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB. Die Stadt Bad Vilbel hat dazu im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans 2010 sowie einen Antrag für die Ausnahme der Flächenausgleichsrichtlinie des 
Regionalverbands FrankfurtRheinMain gestellt. Die Einleitung des 8. Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel 
„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger Beteiligung ist am 04.05.2022 in der 
Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht. Die frühzeitige 
Beteiligung fand vom 31.05.2022 bis 01.07.2022 statt. Die Durchführung der zweiten Beteiligung soll von der 
Verbandskammer am 01.10.2025 beschlossen werden. Der Bebauungsplan „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße 
II“ kann vor Abschluss des Änderungsverfahrens des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 zur Rechtskraft 
gebracht werden, indem eine Genehmigung gem. § 10 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 8 Abs. 3 S. 2 BauGB durch das 
Regierungspräsidium Darmstadt erfolgt. Die Genehmigung kann im Anschluss der zweiten Beteiligung des 8. 
Änderungsverfahrens für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ erfolgen. 

Neben einem Antrag auf Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und einem Antrag für die 
Ausnahme der Flächenausgleichsrichtlinie hat die Stadt Bad Vilbel im Februar 2025 einen Antrag auf Abweichung 
von den Zielen des Regionalplanes Südhessen 2010 i. S. d. § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessisches 
Landesplanungsgesetz (HLPG) gestellt. Die Zielabweichung betrifft die Ausweisung von Industrie- und 
Gewerbegebieten im „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Bestand und Planung“ (Ziel Z 3.4.2-4), Vorrang von 
landwirtschaftlicher Bodennutzung im Vorranggebiet für Landwirtschaft (Ziel Z 10.1-10), Ausweisung von 
gewerblichen Bauflächen im Vorranggebiet Regionaler Grünzug (Ziel Z 4.3-2) sowie die Abweichung und 
Kompensation des Regionalen Grünzugs (Ziel Z 4.3-3). Die Regionalversammlung Südhessen hat den 
Zielabweichungsbeschluss in ihrer Sitzung am 04.07.2025 gefasst. 
   
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 
 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 
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Finanzielle Auswirkungen: 
x Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 
 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 
 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
Ökologische und klimatische Auswirkungen: 
Im Rahmen der Bauleitplanung werden die zu prüfenden Umweltbelange erfasst. Die Aufstellung des 
Bebauungsplans ist im Vollverfahren mit Erstellung eines Umweltberichtes, einer Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung, einem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag und einem Fachbeitrag Schutzgut Boden 
erfolgt. Die aus den umweltbezogenen Fachgutachten resultierenden Maßnahmen wurden im Rahmen der 
Erarbeitung des Bebauungsplans berücksichtigt. Aus dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag resultieren u.a. 
Festsetzungen zur Vermeidung von Lichtverschmutzung, zum Vogelschutz an Glasfassaden, zur Vermeidung von 
Tötung, zur Schaffung von Nistkästen sowie zur Durchlässigkeit von Kleintieren. Zum Ausgleich der durch die 
Planung verlorengehenden Brutreviere von Rebhuhn, Feldlerche und Wiesenschafstelze werden außerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans 1,0 Hektar offenes Ackerland dauerhaft als Lebensraum für diese Arten 
gestaltet und bewirtschaftet. Zur Sicherung der externen Ausgleichsfläche wurde ein städtebaulicher Vertrag 
geschlossen und der Unteren Naturschutzbehörde des Wetteraukreises vorgelegt. Der naturschutzrechtliche und 
bodenschutzrechtliche Ausgleich kann innerhalb des Plangebietes sowie der vertraglich gesicherten externen 
Ausgleichsfläche erfolgen. Über grünordnerische Festsetzungen zur Dachbegrünung, Begrünung von Tiefgaragen 
sowie zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern innerhalb des Plangebietes wird die Mindestbegründung des 
Plangebietes sichergestellt. Die grünordnerischen Maßnahmen wirken sich zudem positiv auf das Kleinklima aus. 

 
 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter / Fachbereichsleiter)  (Dezernent ) 
 




